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Verordnung zur Weiterfuhrung der Erganzenden unabhangigen
Teilhabeberatung (Teilhabeberatungsverordnung - EUTBV)

EUTBV
Ausfertigungsdatum: 14.06.2021
Vollzitat:

"Teilhabeberatungsverordnung vom 14. Juni 2021 (BGBI. | S. 1796), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 23.
Februar 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 63) geandert worden ist"

Stand: Geandert durch Art. 1 Vv. 23.2.2024 | Nr. 63

FuBnote

(+++ Textnachweis ab: 1.1.2022 +++)

Eingangsformel

Auf Grund des § 32 Absatz 7 Satz 4 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch, der durch Artikel 2 Nummer 2
Buchstabe b des Gesetzes vom 10. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2135) eingefligt worden ist, verordnet das
Bundesministerium flr Arbeit und Soziales:
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§ 1 Beratungsangebote, Finanzierung

(1) Das Bundesministerium fr Arbeit und Soziales finanziert bundesweit erganzende, niedrigschwellige
Beratungsangebote zu Leistungen der Rehabilitation und Teilhabe fiir Ratsuchende. Diese erganzende
Teilhabeberatung wird unabhangig von der Beratung der Leistungstrager und Leistungserbringer erbracht.

(2) Die Trager der Beratungsangebote erhalten einen Zuschuss, um Menschen mit Behinderungen und
von Behinderung bedrohte Menschen sowie ihre Angehdérigen dabei zu unterstitzen, ihre Rechte auf
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Chancengleichheit, Selbstbestimmung, eigenstandige Lebensplanung und individuelle Teilhabeleistungen zu
verwirklichen.

(3) Leistungserbringer sind ausnahmsweise flur Zuschisse zu bericksichtigen, wenn dies fur eine ausreichende
Abdeckung an regionalen Beratungsangeboten erforderlich ist. In diesem Fall ist von den Tragern der
Beratungsangebote eine organisatorische, finanzielle und wirtschaftliche Unabhangigkeit der erganzenden
Teilhabeberatung von den Bereichen der Leistungserbringung nachzuweisen.

§ 2 Beratung, Unabhangigkeit

(1) Das Beratungsangebot soll Ratsuchenden insbesondere im Vorfeld und wahrend der Beantragung konkreter
Leistungen die notwendige Orientierungs-, Planungs- und Entscheidungshilfe geben.

(2) Die Inanspruchnahme der Beratung ist fir die Ratsuchenden unentgeltlich. Sie setzt weder eine regionale
Anbindung an ein Beratungsangebot voraus noch ist sie an eine Teilhabebeeintrachtigung geknipft.

(3) Die Beraterinnen und Berater sind ausschlieflich den Ratsuchenden verpflichtet. In der Beratung sollen soweit
wie mdglich Menschen mit Behinderungen und von Behinderung bedrohte Menschen sowie deren Angehorige als
Beraterinnen und Berater tatig werden.

(4) Die Beratungsangebote leisten keine rechtliche Priifung von Einzelfdllen sowie keine Begleitung in
Widerspruchs- und Klageverfahren.

§ 3 Finanzierung der Beratungsangebote, Verteilungsschliissel

(1) Wird die Anzahl der dem Gebiet eines Landes zugeordneten Vollzeitaquivalente nicht ausgeschopft, ist den
antragstellenden Tragern der Beratungsangebote, die die Voraussetzungen nach § 8 erfiillen, ein Zuschuss zu
gewahren.

(2) Die Vollzeitaquivalente verteilen sich wie folgt:

Land éq\{ﬁ\lllgleeiﬁte
Baden-Wirttemberg 76,2
Bayern 102,1
Berlin 20,5
Brandenburg 26,5
Bremen 3,9
Hamburg 10,5
Hessen 43,5
Mecklenburg-Vorpommern 18,8
Niedersachsen 64,3
Nordrhein-Westfalen 113,4
Rheinland-Pfalz 31,0
Saarland 6,6
Sachsen 30,3
Sachsen-Anhalt 20,9
Schleswig-Holstein 22,7
Tharingen 18,7

(3) Der Zuschuss wird abweichend von Absatz 1 nicht gewéhrt, wenn dadurch ein regionales Uberangebot
entsteht. Ein regionales Uberangebot liegt vor, wenn der fir das Land errechnete Referenzwert pro zu
bewilligendem Vollzeitdquivalent die Einwohnerzahl des betreffenden Landkreises, der betreffenden kreisfreien
Stadt oder des Bezirkes der Stadtstaaten pro zu bewilligendem Vollzeitaquivalent Uberschreitet.
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Land Referenz-
wert

Baden-Wurttemberg 145179
Bayern 128 019
Berlin 178 093
Brandenburg 94 827
Bremen 173 231
Hamburg 175 881
Hessen 143 927
Mecklenburg-Vorpommern 85 598
Niedersachsen 124 074
Nordrhein-Westfalen 158 177
Rheinland-Pfalz 131 856
Saarland 151 108
Sachsen 134 403
Sachsen-Anhalt 105 698
Schleswig-Holstein 127 590
Thiringen 114 482

(4) Der Zuschuss pro Beratungsangebot umfasst mindestens ein Vollzeitaquivalent und ist auf maximal drei
Vollzeitdquivalente begrenzt. Ein Vollzeitdquivalent entspricht einer wéchentlichen Arbeitszeit von 39 Stunden.

§ 4 Gegenstand und Hohe des Zuschusses pro Vollzeitaquivalent

Der Zuschuss wird fur Personal- und Sachausgaben gewahrt. Er ist auf jahrlich 110 000 Euro pro
Vollzeitdquivalent begrenzt.

§ 5 Personalausgaben

Fur sozialversicherungspflichtig beschaftigte Beraterinnen und Berater wird ein Zuschuss unter Berlicksichtigung
ihrer Qualifikation und Tatigkeit bis zur H6he der Entgeltgruppe 12 des Tarifvertrags fur den éffentlichen Dienst
Bund in seiner jeweils glltigen Fassung gewahrt. Die Trager der Beratungsangebote diirfen ihre Beschaftigten
nicht besserstellen als vergleichbare Bundesbedienstete.

§ 6 Sachausgaben

(1) Fur Sachausgaben kann ein Zuschuss gewahrt werden fur:

1. eine Erstausstattung in Hohe einer einmaligen Pauschale bei der ersten Bewilligung nach dieser
Verordnung von 1 000 Euro pro Vollzeitdquivalent und Bewilligungsperiode,

2. Verwaltungsausgaben in Hohe einer Jahrespauschale von 10 750 Euro je vollem Kalenderjahr und
Vollzeitdquivalent oder anteilig in Hohe eines Zwdlftels der Jahrespauschale fir jeden vollen Monat der
Bewilligung,

3. erforderliche Ausgaben fir besondere Bedarfslagen der Ratsuchenden, um das Beratungsangebot

in Anspruch zu nehmen, zum Beispiel Ausgaben fur Gebardensprachdolmetscherinnen und
Gebardensprachdolmetscher oder eine aufsuchende Beratung,

erforderliche Ausgaben fir Sprachdolmetscherinnen und Sprachdolmetscher,

erforderliche Ausgaben bis zu einer Héhe von 5 Prozent des bewilligten Zuschusses flr einen zusatzlichen
Aufwand ehrenamtlich tatiger Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, zum Beispiel fur Schulungen und
Qualifizierungen,
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6. erforderliche Ausgaben im Zusammenhang mit der Qualifizierung und Weiterbildung der Beraterinnen und
Berater,

7. erforderliche Ausgaben flr Raume zur Durchfihrung der Beratung,

8. Ausgaben fiir regionale Offentlichkeitsarbeit bis zur Héhe von 1 000 Euro pro vollem Kalenderjahr und

Vollzeitdquivalent oder anteilig bis zur Hohe eines Zwdlftels des Jahreshdchstbetrages fur jeden vollen
Monat der Bewilligung.

(2) Sachausgaben nach Absatz 1 Nummer 3, 4, 6 und 7 sind bis zu einer Uberschreitung von 20 Prozent
gegenseitig deckungsfahig.
§ 7 Antragsberechtigte

Antragsberechtigt fur die Gewahrung von Zuschussen sind juristische Personen mit Sitz in Deutschland. Nicht
antragsberechtigt sind Rehabilitationstrager nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch.

§ 8 Voraussetzungen fir die Gewahrung des Zuschusses

(1) Der Antragsteller muss zuverlassig sein. Er ist zuverlassig, wenn er die Gewahr dafur bietet, das
Beratungsangebot ordnungsgemald auszutben. Ein Mangel der Zuverlassigkeit kann insbesondere dann vorliegen,
wenn der Antragsteller oder eine Person, deren Verhalten dem Antragsteller aufgrund einer leitenden Stellung
zuzurechnen ist,

1. der Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben nicht nachgekommen ist,
2. sozialversicherungsrechtliche oder arbeitsrechtliche Pflichten verletzt,
3. im Rahmen der beruflichen Tatigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die

Integritat des Antragstellers infrage gestellt wird oder
4, beim Antragsteller mangelnde wirtschaftliche Leistungsfahigkeit besteht.

(2) Der Antragsteller muss fachlich geeignet sein. Davon ist insbesondere auszugehen, wenn der Antragsteller
oder die Beraterinnen und Berater Erfahrungen im Bereich der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen haben.

(3) Der Antragsteller muss glaubhaft machen,

1. ein behinderungsiibergreifendes Beratungsangebot vorzuhalten,

2. die Niedrigschwelligkeit des Beratungsangebotes in seiner inhaltlichen, raumlichen, sozialen und
zeitlichen Dimension zu gewahrleisten und

3. die Unabhangigkeit der Beraterinnen und Berater sicherzustellen.

(4) Ein Zuschuss wird nicht gewahrt, wenn das Beratungsangebot zum Zwecke der Gewinnerzielung erfolgt.
§ 9 Zuteilungsverfahren

(1) Erfullen bezogen auf das Gebiet eines Landes mehr Antragsteller die Voraussetzungen flir die Gewahrung
des Zuschusses nach § 8 als fur das Land Vollzeitdquivalente nach § 3 Absatz 2 vorgesehen sind oder wiirde
durch die Bewilligung ein regionales Uberangebot entstehen, tritt hinsichtlich der Antragsteller im Gebiet des
betreffenden Landes, des betreffenden Landkreises oder der betreffenden kreisfreien Stadt oder des Bezirkes
des Stadtstaates an die Stelle des Anspruchs nach § 3 Absatz 1 ein Anspruch der Antragsteller auf Teilnahme an
einem Zuteilungsverfahren.

(2) Die Verteilung des Zuschusses auf die Antragsteller erfolgt in der Rangfolge des Vorliegens der folgenden
Kriterien:

1. Erforderlichkeit des Beratungsangebots zur Umsetzung eines flachendeckenden, wohnortnahen Angebots,

2. Einsatz von Menschen mit Behinderungen oder von Behinderung bedrohte Menschen sowie deren
Angehdrige als hauptamtliche Beraterinnen und Berater und

3. Angemessenheit der Personalausstattung, insbesondere unter Berlcksichtigung der Zusammenarbeit von

Beraterinnen und Beratern unterschiedlicher Qualifikation und Erfahrungen.

(3) Zwischen zwei oder mehreren Antragstellern gleichen Ranges entscheidet das Los.
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§ 10 Zustandigkeit, Antragsverfahren, Ausschlussfrist

(1) Fur die Gewahrung des Zuschusses ist ein Antrag erforderlich. Der Antrag ist schriftlich oder elektronisch
bei der zustandigen Stelle zu stellen. Dem Antrag sind alle erforderlichen Angaben beizufligen, insbesondere
eine Ubersicht zu den Personal- und Sachausgaben nach den §§ 5 und 6. Die Personal- und Sachausgaben sind
getrennt nach Kalenderjahren aufzugliedern.

(2) Antrage, die die Voraussetzungen nach § 8 erflllen und die im Fall des Verfahrens nach § 9 fiir eine Zuteilung
vorgesehen sind, werden den zustandigen Landesbehérden zugeleitet. lhnen wird Gelegenheit zur Stellungnahme
innerhalb einer Frist von sechs Wochen gegeben.

(3) Der Antrag auf Zuteilung ist bis zum 31. Marz des Kalenderjahres vor Beginn der jeweiligen
Bewilligungsperiode zu stellen. Wird die Anzahl der Vollzeitaquivalente je Land im Verlauf der Bewilligungsperiode
nicht ausgeschoépft, kann fur das betreffende Land ein Antrag auf Zuteilung bis zum 31. Marz eines Kalenderjahres
fur die Restlaufzeit der Bewilligungsperiode gestellt werden.

§ 11 Gewahrung und Auszahlung

(1) Die zustandige Stelle entscheidet Uber die Gewahrung des Zuschusses durch Verwaltungsakt. Der Zuschuss
kann unter Auflagen und Bedingungen erteilt werden. Der Zuschuss kann unter dem Vorbehalt des Widerrufs
erteilt werden, wenn eine abschlieBende Beurteilung des Antrags noch nicht méglich ist.

(2) Die Auszahlung des Zuschusses erfolgt in Anteilen und auf Anforderung des jeweiligen Beratungsangebotes.
Die Anteile des Zuschusses dlrfen nur insoweit und nicht eher angefordert werden, als sie innerhalb von

drei Monaten nach der Auszahlung fur fallige Zahlungen benétigt werden. Jede Anforderung einer anteiligen
Auszahlung muss die zur Beurteilung des Bedarfs erforderlichen Angaben enthalten und wird davon abhangig
gemacht, dass die Verwendung der bereits gezahlten Teilzuschisse in summarischer Form bestatigt wird.

§ 12 Dauer und Zeitraum der Bewilligungsperiode
(1) Die erste Bewilligung von Zuschlissen nach dieser Verordnung erfolgt zum 1. Januar 2023.

(2) Die Finanzierung erfolgt jeweils flr die Dauer einer Bewilligungsperiode von sieben Jahren. Die erste
Bewilligungsperiode endet mit Ablauf des 31. Dezember 2029.

§ 13 Tatigkeitsnachweis, Belegprifung, Qualitatssicherung

(1) Die Trager der Beratungsangebote legen der zustandigen Stelle bis zum Ablauf des 31. Marz eines jeden
Kalenderjahres einen Tatigkeitsnachweis fir das vorausgehende Kalenderjahr vor. Hierflr ist eine einheitliche
Vorlage der zustandigen Stelle zu verwenden.

(2) Die Trager der Beratungsangebote berichten vierteljahrlich Gber die von der zustandigen Stelle angeforderten
Kennzahlen der Beratungstatigkeit und legen diese bis zum 15. Tag des auf das jeweilige Vierteljahr folgenden
Kalendermonats vor. Hierflr ist eine einheitliche Vorlage der zustéandigen Stelle zu verwenden.

(3) Die zustandige Stelle pruft die Tatigkeitsnachweise und Belege auf die zweckgerichtete Verwendung des
Zuschusses. Die Prifung der Angaben in dem Tatigkeitsnachweis sowie der Belege kann auf Stichproben
beschrankt werden.

(4) Die Trager der Beratungsangebote haben die Originalbelege der bewilligungsfahigen Ausgaben nach den §§ 5
und 6 sowie alle sonst mit dem Zuschuss zusammenhangenden Unterlagen mindestens finf Jahre nach Vorlage
des Tatigkeitsnachweises aufzubewahren. Zur Aufbewahrung kénnen auch Bild- oder Datentrager verwendet
werden. Das Aufnahme- und Wiedergabeverfahren muss den Grundsatzen ordnungsmaRiger Buchfiihrung oder
einer in der dffentlichen Verwaltung allgemein zugelassenen Regelung entsprechen. Diese Aufbewahrungsfrist gilt
nicht, sofern nach steuerrechtlichen oder anderen Vorschriften eine langere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist.

(5) Die Trager der Beratungsangebote sowie die Beraterinnen und Berater sind verpflichtet, an der
Qualitatssicherung der Angebote mitzuwirken.

§ 14 Datenerhebung

Die zustandige Stelle erhebt bei den Tragern der Beratungsangebote regelmaliig nicht personenbezogene Daten
Uber die Beratungsangebote sowie Uber die bei der Beratungstatigkeit gesammelten Erfahrungen. Zu den Daten
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gehdren auch Angaben Uber die Fallzahlen der durchgefiihrten Beratungen. Die Trager der Beratungsangebote
sind verpflichtet, Prifungen Uber die wirtschaftliche Verwendung der Zuschusse durch die zustandige Stelle zu
unterstitzen.

§ 15 Mitteilungspflichten, sonstige Bestimmungen

(1) Die Trager der Beratungsangebote sind gegenuber der zustandigen Stelle verpflichtet, unverziglich
anzuzeigen, wenn in den tatsachlichen oder rechtlichen Verhaltnissen, die beim Erlass eines Verwaltungsaktes
zur Gewahrung des Zuschusses vorgelegen haben, eine wesentliche Anderung eintritt. Die wesentliche Anderung
muss fur den Zuschuss relevant sein.

(2) Der Bundesrechnungshof ist berechtigt, die Gewahrung und Verwendung des Zuschusses zu prifen.

§ 16 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.

- Seite 6 von 6 -



	Verordnung zur Weiterführung der Ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatung (Teilhabeberatungsverordnung - EUTBV)
	Fußnote
	Eingangsformel 
	Inhaltsverzeichnis 
	§ 1 Beratungsangebote, Finanzierung
	§ 2 Beratung, Unabhängigkeit
	§ 3 Finanzierung der Beratungsangebote, Verteilungsschlüssel
	§ 4 Gegenstand und Höhe des Zuschusses pro Vollzeitäquivalent
	§ 5 Personalausgaben
	§ 6 Sachausgaben
	§ 7 Antragsberechtigte
	§ 8 Voraussetzungen für die Gewährung des Zuschusses
	§ 9 Zuteilungsverfahren
	§ 10 Zuständigkeit, Antragsverfahren, Ausschlussfrist
	§ 11 Gewährung und Auszahlung
	§ 12 Dauer und Zeitraum der Bewilligungsperiode
	§ 13 Tätigkeitsnachweis, Belegprüfung, Qualitätssicherung
	§ 14 Datenerhebung
	§ 15 Mitteilungspflichten, sonstige Bestimmungen
	§ 16 Inkrafttreten


